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BGH 2 StR 240/25 - Beschluss vom 4. Dezember 2025 (LG Aachen)

Einziehung des Wertes von Taterträgen (Erlös aus Betäubungsmittelgeschäften: unzureichende

Feststellungen zur Entgegennahme und zum Verbleib); unzulässiger Antrag auf Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand (fristgerecht eingelegte und begründete Revision: Wiedereinsetzung nur bei Berührung des

rechtlichen Gehörs); Teileinstellung.

Art. 103 Abs. 1 GG; § 73 Abs. 1 StGB; § 73c StGB; § 44 StPO; § 154 StPO

Entscheidungstenor

1. Der Antrag des Angeklagten, ihm Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung

der Frist zu Begründung der Revision zu gewähren, wird als unzulässig verworfen.

2. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts Aachen vom 28. Oktober

2024 wird

a) das Verfahren eingestellt, soweit der Angeklagte wegen uneidlicher Falschaussage verurteilt

worden ist; im Umfang der Einstellung fallen die Kosten des Verfahrens und die dem Angeklagten

insoweit entstandenen notwendigen Auslagen der Staatskasse zur Last;

b) das vorgenannte Urteil, soweit es ihn betrifft und er verurteilt ist,

aa) im Schuld- und Strafausspruch dahin geändert, dass der Angeklagte wegen bandenmäßigen

Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Freiheitsstrafe von sechs

Jahren verurteilt ist;

bb) im Einziehungsausspruch mit den Feststellungen zu den erlangten Taterlösen aufgehoben,

soweit die Einziehung des Wertes von Taterträgen von mehr als 152.700 Euro angeordnet ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch über die

Kosten des Rechtsmittels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurückverwiesen.

3. Die weitergehende Revision wird verworfen.

Gründe

Das Landgericht hat den Angeklagten unter Freisprechung im Übrigen wegen bandenmäßigen

Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge sowie uneidlicher Falschaussage zu einer

Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und drei Monaten verurteilt. Zudem hat es eine

Einziehungsentscheidung getroffen. Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit seiner auf die Rüge der

Verletzung materiellen Rechts gestützten Revision, mit der er nach Ablauf der Frist zu ihrer Begründung -

verbunden mit einem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand - auch
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Verfahrensbeanstandungen erhoben hat. Das Rechtsmittel hat den aus der Beschlussformel ersichtlichen

Teilerfolg; im Übrigen ist es unbegründet.

1. Der Antrag des Angeklagten, mit dem er die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Frist zur Begründung der Revision begehrt, ist schon deshalb unzulässig, weil die

Revision des Angeklagten infolge der von seinem damaligen Pflichtverteidiger mit Einlegung der Revision

erhobenen (allgemeinen) Sachrüge frist- und formgerecht begründet worden ist (BGH, Beschluss vom 14.

November 2019 - 5 StR 505/19, Rn. 1 mwN). Dies gilt auch, soweit der Angeklagte mit seinem

Wiedereinsetzungsantrag erstmals Verfahrensbeanstandungen anbringt. In solchen Fällen kommt eine

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nur ausnahmsweise bei besonderen Verfahrenslagen in Betracht,

in denen dies zur Wahrung des Anspruchs des Beschwerdeführers auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1

GG) unerlässlich erscheint (vgl. BGH, Beschluss vom 2. Dezember 2020 - 2 StR 267/20, NStZ 2021, 753

mwN). Ein solcher Ausnahmefall liegt hier ersichtlich nicht vor.

2. Der Senat stellt das Verfahren auf Antrag des Generalbundesanwalts gemäß § 154 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2

StPO aus prozessökonomischen Gründen mit der Kostenfolge des § 467 Abs. 1 StPO ein, soweit der

Angeklagte wegen uneidlicher Falschaussage zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt

worden ist. Die teilweise Verfahrenseinstellung hat die Änderung des Schuldspruchs sowie den Wegfall

der für die eingestellte Tat festgesetzten Freiheitsstrafe von sechs Monaten und der Gesamtstrafe zur

Folge. Im Übrigen hat die auf die Sachrüge veranlasste weitere Nachprüfung des angefochtenen Urteils

zum Schuldspruch und zum Strafausspruch keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben.

3. Indes hat die Einziehungsentscheidung keinen Bestand, soweit das Landgericht gegen den

Angeklagten die Einziehung des Wertes von Taterträgen in Höhe von 134.600 Euro als Gesamtschuldner

angeordnet hat.

a) Soll der Erlös aus Betäubungsmittelgeschäften abgeschöpft werden, sind regelmäßig Feststellungen

zur Entgegennahme der Verkaufserlöse oder Provisionen und deren Verbleib erforderlich. Eine

unmittelbare Beteiligung an der Übergabe der Erlöse aus den Geschäften ist nicht erforderlich. Es genügt,

ist aber auch erforderlich, dass der Beteiligte anschließend ungehinderten Zugriff auf das übergebene

Geld nehmen kann (vgl. BGH, Beschluss vom 15. Mai 2024 - 2 StR 458/23, StV 2024, 592, 593 mwN).

b) Gemessen hieran belegen die Urteilsgründe auch unter Berücksichtigung ihres Zusammenhangs nicht,

dass dem Angeklagten tatsächlich Einnahmen in Höhe von 134.600 Euro zugeflossen sind. Das

Landgericht hat dargelegt, der Angeklagte habe einen solchen Betrag durch Verkaufshandlungen des

Mitangeklagten Y. erlangt, die dieser in der Zeit zwischen dem 28. Oktober 2022 und dem 8. August 2023

erwirtschaftet und an den Angeklagten weitergereicht habe. Nach den getroffenen, der Einlassung des

Mitangeklagten Y. folgenden Feststellungen der Strafkammer hat dieser allerdings „des Öfteren“ die von

ihm erzielten Einnahmen aus dem Rauschgiftverkauf „gegen den Willen des Angeklagten“ verspielt. In

Höhe der verspielten Tageseinnahmen kann der Angeklagte keine (Mit-)Verfügungsgewalt an den von Y.

erzielten Erlösen erlangt haben, was die Strafkammer bei Bestimmung der dem Angeklagten

zugeflossenen Taterträge hätte berücksichtigen müssen.

4. Die Einziehungsentscheidung unterliegt daher, soweit sie einen Betrag von 152.700 Euro übersteigt,

der Aufhebung. Da das Landgericht keine Feststellungen zum Umfang der durch Y. verspielten

Einnahmen aus Betäubungsmittelgeschäften getroffen hat, ist es dem Senat nicht möglich, die

Einziehungsentscheidung in entsprechender Anwendung des § 354 Abs. 1 StPO zu korrigieren. Im

Umfang der Aufhebung bedarf die Sache neuer Verhandlung und Entscheidung. Die zugehörigen

Feststellungen sind nur insoweit von dem aufgezeigten Rechtsfehler betroffen, als sie die Höhe der dem

Angeklagten durch Verkaufsgeschäfte des Mitangeklagten Y. zugeflossenen Taterlöse betreffen. Im

Übrigen sind die Feststellungen rechtsfehlerfrei und haben Bestand (§ 353 Abs. 2 StPO). Ergänzende
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Feststellungen können - und müssen, soweit es die Höhe der durch verspielten Einnahmen aus den

Betäubungsmittelgeschäften betrifft - getroffen werden, soweit sie den bisherigen nicht widersprechen.


